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Die Lage auf dem Ausbildungsmarkt hat sich in
den letzten Jahren weiter verschlechtert – Vor-
teile der eigenen Ausbildung für die Betriebe
nehmen ab – Lösungsansätze müssen auf der
Ertragsseite neue Anreize schaffen.

In Deutschland fehlten im Jahr 2003 mindes-
tens 15 000 Ausbildungsplätze. Dies markiert
den vorläufigen Tiefpunkt einer Entwicklung,
während der sich die Lage auf dem Ausbil-
dungsmarkt in den letzten Jahren ständig ver-
schlechtert hat. Das war wohl ausschlagge-
bend dafür, die schon länger diskutierte Idee
einer Ausbildungsplatzabgabe nun ernsthaft in
Erwägung zu ziehen. Dabei ist – wie bei allen
anderen Vorschlägen – zu fragen, ob dadurch
Anreize für Betriebe geschaffen werden, mehr
Ausbildungsplätze anzubieten. Deshalb müs-
sen solche Instrumente einer Kosten-/Ertrags-
Analyse unterzogen werden. Hierfür ist es not-
wendig, das Entscheidungskalkül der Betriebe
genau zu kennen.

Angebots- oder Nachfrageüberhänge auf dem
Ausbildungsmarkt sind kein Phänomen der jünge-
ren Vergangenheit. So gab es in der Bundesrepu-
blik Deutschland in den letzten 30 Jahren sowohl
Zeiten mit einem Überangebot an Ausbildungs-

plätzen als auch solche mit Übernachfrage.
Wesentliche Einflussfaktoren hierfür waren die
konjunkturelle und die demographische Entwick-
lung, aber auch der Strukturwandel der Wirtschaft
(vgl. Abbildung 1, Behringer/Ulrich 1997).

Die aktuelle Lage

In den letzten Jahren hat sich die Lage jedoch wie-
der deutlich verschlechtert. Dies äußert sich im
Wesentlichen darin, dass das Angebot an betrieb-
lichen Ausbildungsplätzen drastisch zurückgegan-
gen ist (vgl. Tabelle 1). Auch das seit 1999 deutlich
ausgeweitete Angebot an außerbetrieblichen Aus-
bildungsplätzen kann den Einbruch des betrieb-
lichen Ausbildungsplatzangebotes nicht kompen-
sieren.

Betrachtet man die neuen und alten Bundesländer
getrennt, so zeigen sich bereits hier regionale
Disparitäten im Verhältnis von angebotenen zu
nachgefragten Ausbildungsplätzen (vgl. Tabelle 2).
Auf Länderebene stellt Mecklenburg-Vorpommern
im Jahr 2003 das Schlusslicht mit 90,4 % dar. Die
günstigste Relation weist Baden-Württemberg mit
101,7 % auf. Noch deutlicher ist der regionale
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Gegensatz auf der Ebene der lokalen Agenturen
für Arbeit. Hier bewegt sich die Spannweite zwi-
schen 80,6 % in Bad Hersfeld und 104,6 % in
Nordhorn. Diese Befunde belegen deutliche regio-
nale Unterschiede in der Versorgung mit Ausbil-
dungsplätzen. Einem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1980 folgend, wird auch heute
noch davon ausgegangen, dass eine Angebots-/
Nachfrage-Relation von 112,5 % eine – auch qua-
litativ – ausreichende Versorgung der Ausbildungs-
platznachfrager ermöglicht. Gegenwärtig sind wir
davon weit entfernt.

Beim Blick auf die Ausbildungsberufe ist zu
berücksichtigen, dass ein Teil der bereits vorhan-
denen Ausbildungsgänge modifiziert und in
Zukunftsfeldern neue Ausbildungsberufe geschaf-
fen wurden. So zeichnete sich bereits in der letzten
Dekade ab, dass insbesondere in Westdeutsch-
land die Zahl der Ausbildungsstellen in traditionel-
len Handwerksberufen stark rückläufig ist, wäh-
rend etwa das Ausbildungsplatzangebot im Hotel-
und Gaststättengewerbe beachtliche Zuwächse zu
verzeichnen hat (vgl. Tabelle 3). Diese Entwicklung
des dualen Systems und seiner Ausbildungsberu-
fe ist überwiegend auf den Strukturwandel der
Wirtschaft zurückzuführen. Auffällig ist dabei die

nach wie vor relativ niedrige Ausbildungsleistung
des öffentlichen Dienstes.

Konjunkturbedingt verzeichnen die Ausbildungs-
berufe im Bereich der Industrie- und Handelskam-
mern – nach Jahren des Booms in den Neunzigern
– gegenwärtig sinkende Ausbildungszahlen. Dies
gilt insbesondere auch für die neu geordneten
zukunftsorientierten Ausbildungsberufe etwa im IT-
oder Medienbereich, für die trotz hoher Akzeptanz
bei den Betrieben im letzten Jahr deutliche Rück-
gänge von 15 % bis 20 % festzustellen sind.

In Ostdeutschland wurde die Entwicklung auf dem
Ausbildungsstellenmarkt in den neunziger Jahren
noch stark durch den Transformationsprozess
bestimmt und zeigt deshalb ein etwas anderes
Bild.

Aufgrund der demographischen Entwicklung ist in
den alten Bundesländern noch bis zum Jahr 2007
von einer steigenden Nachfrage nach Ausbil-
dungsplätzen auszugehen, während in den neuen
Bundesländern bereits jetzt sinkende Absolven-
tenzahlen des allgemeinbildenden Schulsystems
zu beobachten sind (Brosi, Troltsch, Ulrich 2001).

Auf der Unternehmensseite zeigt sich, dass die
Ausbildungsleistung eng mit den betrieblichen



Spezifika verknüpft ist. Neben der Branchenzuge-
hörigkeit beeinflussen die Betriebsgröße, die
Belegschaftsstruktur (insb. Qualifikationsstruktur,
Frauenanteil oder Art der Beschäftigung), der
Technisierungsgrad und die erwartete Personal-
entwicklung die Ausbildungsleistung (Dietrich
2000). Auswertungen aus dem IAB-Betriebspanel
belegen, dass sich diese Parameter in den vergan-
genen Jahren deutlich verändert haben. Dies trägt
sowohl zum beschriebenen Rückgang der ange-
botenen Ausbildungsplätze insgesamt als auch zu
einer deutlichen Strukturveränderung der vorhan-
denen Ausbildungsplätze bei.

Die Ausbildungsleistung der Betriebe kann also
nicht mit einer allgemeinen Ausbildungsquote
gemessen werden. Dies gilt bereits für hoch aggre-
gierte Gruppen von Betrieben, die etwa nach den
Kriterien Branchenzugehörigkeit, Betriebsgröße
oder regionale Einheit gebildet werden. Die empiri-
schen Befunde verdeutlichen, dass die Entschei-
dung von Unternehmen, Ausbildungsplätze anzu-
bieten, von einer Vielzahl innerbetrieblicher Fakto-
ren abhängt. Die betrieblichen Kalküle, die das
Entscheidungsverhalten begründen, müssen dem-
nach differenziert analysiert werden, bevor daraus
Lösungsansätze für die Ausbildungsmarktkrise
entwickelt werden können.

Kosten und Erträge der Ausbildung

Für Unternehmen ist die eigene betriebliche Aus-
bildung nur eine von vielen Personalrekrutierungs-
strategien. So könnten Betriebe stattdessen Fach-
kräfte einstellen, die von anderen Betrieben im
dualen System ausgebildet wurden oder ein Hoch-
schulstudium absolviert haben. Bei der Auswahl
der besten Alternative versuchen Betriebe die
jeweils entstehenden Nettoerträge abzuschätzen
und die Strategie mit den höchsten Erträgen zu
wählen.

Für die Ursachenanalyse ergeben sich somit zwei
Ansatzpunkte: Nettoerträge sind bekanntlich Brut-
toerträge abzüglich der Kosten. Die Abschätzung
der Bruttoerträge wird erschwert, weil es sich bei
einem großen Teil um Opportunitätskosten han-
delt, die anfielen, wenn der Betrieb nicht ausbilde-
te, sondern auf andere Rekrutierungsstrategien
zurückgriffe. Zudem fallen viele Erträge erst in der
Zukunft an und sind somit unsicher. Die Kosten
entstehen während der Ausbildung und lassen sich
leichter betriebswirtschaftlich kalkulieren.

Zu den typischen Kosten der Ausbildung gehören
die Personalkosten des Auszubildenden (Beicht,

Walden 2002). Diese setzen sich aus der Ausbil-
dungsvergütung und den gesetzlichen, tariflichen
und freiwilligen Sozialleistungen zusammen. Nach
der BiBB-Erhebung zu Kosten und Finanzierung
der beruflichen Bildung 2002 machen die Perso-
nalkosten des Auszubildenden gut die Hälfte der
Gesamtkosten aus. Die Kosten der Ausbilder stel-
len einen weiteren bedeutenden Kostenblock dar.
Diese sind im Wesentlichen durch die Dauer und
Intensität der Ausbildung bestimmt. Schließlich fal-
len Sachkosten und sonstige Kosten an, zum Bei-
spiel für den Arbeitsplatz des Auszubildenden, für
Lehrwerkstätten oder für die Verwaltung.

Die Erträge der Ausbildung ergeben sich zunächst
aus den direkten Erträgen, die der Auszubildende
während der Ausbildung erwirtschaftet (Walden,
Herget 2002). Bestimmend sind hier vor allem die
Produktivität des Auszubildenden, die Auftragsla-
ge und die Entlohnung, die anfiele, wenn für die
gleiche Tätigkeit ein zusätzlicher Beschäftigter
angestellt werden müsste. Die Erträge werden
geschmälert, wenn Auszubildende die Ausbildung
vorzeitig abbrechen.

Schwer einzuschätzen sind weitere Erträge durch
Reputationsgewinne, die Präsenz auf dem Bewer-
bermarkt und die Erträge, die erst nach der Ausbil-
dung realisiert werden. Die Erträge der Ausbildung
in der Zukunft ergeben sich daraus, dass andern-
falls ein extern qualifizierter Beschäftigter einge-
stellt werden müsste. Dazu gehören die Opportu-
nitätskosten der Rekrutierung, also die Einstel-
lungs- und Einarbeitungskosten externer Fachkräf-
te. Weiterhin ist zu vermuten, dass auch nach der
Einarbeitungszeit Leistungsunterschiede zwischen
externen und selbst ausgebildeten Kräften beste-
hen. Denn letztere haben mehr Wissen über
betriebsspezifische Abläufe und Technologien.
Auch hier verursacht der Verzicht auf Ausbildung
Alternativkosten. Zusätzlich entstehen solche
durch das höhere Fehlbesetzungsrisiko und die
daraus resultierende Fluktuation. 

Bei einem Fachkräftemangel im relevanten
Arbeitsmarktsegment können erhebliche Kosten
auch dadurch entstehen, dass keine passenden
externen Fachkräfte rekrutiert werden können und
damit die Produktivität oder sogar die Produktion
zurückgehen.

Betriebliche Gründe der
Ausbildungsmarktkrise

Ausgehend von diesen Bestimmungsfaktoren
kann nun analysiert werden, weshalb sich immer
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mehr Betriebe gegen ein Engagement bei der
betrieblichen Ausbildung entscheiden. Eine
getrennte Betrachtung von Kosten und Erträgen ist
hier zweckmäßig (siehe Übersicht oben).

Kostenaspekte

Die einzelbetriebliche Entscheidung fällt tenden-
ziell gegen die betriebliche Ausbildung, wenn sich
die Kosten erhöhen.

Gut ein Drittel der Betriebe schätzt die Kosten der
Ausbildung allgemein als zu hoch ein (Dietrich,
Bellmann 1999). Die Personalkosten sind insbe-
sondere wegen erhöhter Sozialabgaben gestiegen.
Betrugen die Sozialversicherungsbeiträge noch in
den 70er Jahren cirka 20 % des Bruttoeinkom-
mens, so liegen sie jetzt bei gut 40 %. Auch die
betrieblichen Sozialleistungen sind in diesem Zeit-
raum gestiegen.
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Kosten erhöhend wirkt zusätzlich der zunehmende
Anteil von zwar berufsbildtypischen, aber nicht
betriebsspezifischen Ausbildungsinhalten in den
Ausbildungsvorschriften. Dadurch steigen die
Sachkosten und die Kosten der Ausbilder, weil die
Betriebe beispielsweise Lehrwerkstätten einrichten
müssen, um die Ausbildungsvorschriften zu erfül-
len (Dietrich 2000).

Ertragskalküle

Sinken die Erträge der Ausbildung bei gegebenen
Kosten, suchen die Betriebe vermehrt nach alter-
nativen Rekrutierungsstrategien. Insbesondere
Zukunftsbranchen wie die IT- und die Medienbran-
che, neue Technologien, Unternehmensberatung
oder das Verlagswesen geben an (Stender 2000),
dass Auszubildende keine direkten Erträge erwirt-
schaften. Dies könnte einerseits darin begründet
sein, dass in diesen Branchen einfache Tätigkei-
ten, die von Auszubildenden selbstständig ausge-
übt werden können, nicht oder nicht in großem
Umfang anfallen. Mit den herkömmlichen Ausbil-
dungsinhalten und -abläufen lassen sich die geän-
derten Anforderungen oft nicht bewältigen. Ande-
rerseits – und dies gilt auch für andere Branchen –
wird häufig angeführt, dass die Einstiegsqualifika-
tionen der Bewerber um einen Ausbildungsplatz

nicht mehr den gewachsenen betrieblichen Anfor-
derungen entsprechen.

Die Erträge nach dem Ende der Ausbildung wer-
den grundsätzlich umso geringer eingeschätzt, je
niedriger die Erwartungen der Betriebe über die
zukünftige Auftragslage sind. Bei einer durch-
schnittlichen Ausbildungsdauer von drei Jahren
bindet sich ein Betrieb mit einem Ausbildungsver-
trag längerfristig. Deswegen sinkt bei schlechter
wirtschaftlicher Lage die Ausbildungsbereitschaft
nachweislich. Dies äußert sich z.B. auch darin,
dass etwa ein Viertel der Betriebe angibt, nicht
auszubilden, weil die Übernahme nach Ende der
Ausbildung fraglich ist (Dietrich, Bellmann 1999).
Dazu passt der Befund, dass Betriebe mit hoher
Personalfluktuation weniger ausbilden. Denn die
Wahrscheinlichkeit, dass sich die Investitionen der
Betriebe in Humankapital nicht auszahlen, ist in
solchen Fällen höher (Dietrich 2000). Betriebe mit
hoher Fluktuation greifen deshalb häufig auf ande-
re, kurzfristig wirkende Personalrekrutierungsstra-
tegien zurück – wie die Einstellung extern ausge-
bildeter Fachkräfte oder Leiharbeit.

Weiterhin schwindet der Vorteil betrieblich Ausge-
bildeter gegenüber Externen in dem Maße, wie die
Inhalte der betrieblichen Ausbildung nicht mehr
dem Anforderungsprofil der Betriebe entsprechen.
Die Leistungsunterschiede, die einen erheblichen
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Teil der Opportunitätskosten der Rekrutierung aus-
machen, werden damit geringer. Wenn zusätzlich
das Risiko von Fehlbesetzungen und Fluktuation
durch die Nutzung von Praktika und Traineepro-
grammen reduziert werden kann, entscheiden sich
Betriebe tendenziell gegen die eigene betriebliche
Ausbildung. Dies wird auch begünstigt durch das
zunehmende Angebot an Akademikern. Es lässt
sich nachweisen, dass die Strategie, auf eine Aus-
bildung im dualen System zu verzichten und statt-
dessen Akademiker einzustellen, besonders in
Betrieben mit einem schon hohen Anteil an Quali-
fizierten verbreitet ist (Dietrich 2000). Gleichwohl
könnte auch in diesen Betrieben die Zahl der Aus-
zubildenden erhöht werden, wenn sich die Anreize
dazu veränderten. Denn in Befragungen wird häu-
fig angegeben, dass für die ausgeübten Tätigkei-
ten ein Hochschulabschluss nicht unbedingt erfor-
derlich sei (Stender 1999).

Gesamtwirtschaftliche Betrachtung

Auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene lässt sich
der zunehmende Mangel an Ausbildungsplätzen
auch damit begründen, dass im Strukturwandel
langfristig traditionell ausbildungsstarke Branchen
wie die großen Industriebetriebe an Bedeutung
verlieren. Dagegen wachsen (noch) ausbildungs-
schwache Branchen — etwa das mittelständische
Dienstleistungsgewerbe.

Kurzfristig führt die ungünstige Entwicklung des
Arbeitsmarktes zu einem Rückgang der angebote-
nen Ausbildungsplätze, da die Betriebe Kapazitä-
ten reduzieren und gleichzeitig eine größere Aus-
wahl an bereits ausgebildeten Bewerbern für die
Personalrekrutierung haben.

Lösungsansätze

Eine (vermeintlich) einfache Lösung für die Ausbil-
dungsplatzmisere wäre es, die fehlenden Ausbil-
dungsplätze in Form von noch mehr außerbetrieb-
licher Ausbildung seitens des Staates bereitzustel-
len. Man könnte zwar argumentieren, dass am
Ausbildungsmarkt offensichtlich Marktversagen
vorliegt und deshalb ein Staatseingriff gerechtfer-
tigt ist. Ein solcher hätte aber erhebliche Nachtei-
le: Zum einen ist die außerbetriebliche Ausbildung
relativ teuer. Zum anderen besteht die Gefahr, dass
Betriebe ihre Ausbildungsleistung weiter reduzie-
ren, wenn der Staat Bereitschaft signalisiert, die
Ausbildung im größerem Umfang und für die
Betriebe kostenlos zu übernehmen.

Sucht man daher nach möglichst marktkonformen
Lösungen für die Ausbildungsmarktkrise, so hat
man zwei Ansatzpunkte: Die Kosten und die Erträ-
ge der Ausbildung.

Senkung der Personalkosten

Eine Möglichkeit, unmittelbar Kosten zu senken,
wäre die Verringerung der Personalkosten des
Auszubildenden. Ob durch eine Kürzung der Aus-
bildungsvergütung mehr Ausbildungsplätze ge-
schaffen werden können, ist allerdings fraglich.
Denn die Ausbildungsvergütungen sind in den letz-
ten Jahren ebenso wie die Tariflöhne nur moderat
gestiegen (vgl. Abbildung 2). Dennoch ist die Zahl
der Auszubildenden in den letzten fünf Jahren
deutlich stärker zurückgegangen als die Zahl der
Beschäftigten insgesamt.

Eine Senkung der Ausbildungsvergütung – wie in
der öffentlichen Debatte gelegentlich vorgeschla-
gen – muss ohnehin nicht unbedingt im Interesse
der Betriebe sein. Denn niedrigere Ausbildungs-
vergütungen könnten dazu führen, dass sich leis-
tungsstärkere Bewerber seltener für eine Ausbil-
dung im dualen System interessieren. Es käme zu
einer Negativauswahl. Außerdem könnten sich
durch eine Senkung der Ausbildungsvergütung
nicht intendierte Folgen auf der Bewerberseite
ergeben. Ein Teil der Bewerber wäre nicht mehr in
der Lage, ein Ausbildungsverhältnis im überregio-
nalen Bereich einzugehen. Es käme also zu einem
Rückgang der Flexibilität der Auszubildenden und
damit verstärkt zu regionalem Mismatch. Die Aus-
bildungskrise würde sich weiter verschärfen, wenn
nicht der Staat regulierend eingriffe, etwa durch die
Zahlung von Mobilitätsbeihilfen.

Eine Verringerung der Personalkosten könnte auch
durch eine Senkung der Sozialabgaben, die die
Unternehmen für die Auszubildenden zu leisten
haben, erreicht werden. Dabei blieben die Netto-
einkommen der Auszubildenden zunächst kons-
tant. Unabhängig von sozialrechtlichen Fragen
hängt die Wirkung allerdings sehr stark von der
gewählten Art der Gegenfinanzierung ab. Eine
gründliche Analyse dieser Fragestellung würde
aber den Rahmen dieses Kurzberichts sprengen.

Erhebung einer Ausbildungsplatzabgabe

Auch die zuletzt vorgeschlagene Ausbildungs-
platzabgabe setzt an der Kostenseite der Ausbil-
dung an. Direkt verringert sie die Opportunitätskos-
ten der Ausbildung: Für Unternehmen wird es rela-
tiv gesehen billiger, auszubilden. Dadurch könnten
zusätzliche Ausbildungsplätze vor allem dort ent-
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stehen, wo es sich ohne die Abgabe nur knapp
nicht rentierte auszubilden. Dies wird vermutlich
eher in Bereichen der Fall sein, in denen das
Angebot ohnehin gesichert ist.

Ob es dadurch auf gesamtwirtschaftlicher Ebene
zu mehr Ausbildungsplätzen kommt, ist fraglich.
Denn durch die Abgabe steigt die Kostenbelastung
für die Unternehmen insgesamt. Dies wäre nur
dann nicht der Fall, wenn durch die Umlage an
anderer Stelle Ausgaben reduziert würden und
Sozialbeiträge oder Steuern gesenkt werden könn-
ten. Abgesehen davon, dass aus Simulationsstu-
dien bekannt ist, dass eine solche Umfinanzierung
gesamtwirtschaftlich nur geringe Beschäftigungs-
effekte bringt, ist hier unsicher, ob es überhaupt zu
Abgabensenkungen kommt. Denn die Einsparef-
fekte sind im Vorhinein schwer zu quantifizieren.
Wegen der höheren Abgabenlast dürfte es eher zu
negativen Auswirkungen auf Produktion und
Beschäftigung kommen.

Außerdem ergeben sich Probleme bei der Imple-
mentation einer Ausbildungsplatzabgabe. Denn
die Erhebung wäre mit erheblichem bürokratischen
Aufwand und damit zusätzlichen Kosten verbun-
den. Er beginnt bei der gesetzlichen Festlegung,
ob in einem bestimmten Jahr überhaupt eine
Umlage fällig wird. Denn um festzustellen, was ein
„auswahlfähiges Angebot“ an Ausbildungsplätzen
ist und ob es existiert, bedarf es umfassender Ana-
lysen des Angebots nach Branchen. Weiterhin
muss festgelegt werden, welche Betriebe eine
Ausbildungsplatzabgabe zu zahlen haben. Wird als
Kriterium hierfür die Auszubildendenquote heran-
gezogen, so muss für jeden einzelnen Betrieb fest-
gestellt werden, ob er sie erfüllt.

Die Festlegung einer Ausbildungsquote führt –
selbst wenn sie nach Branchen differenziert ist –
zudem zu Ungleichbehandlungen: So werden
Betriebe bestraft, die über ihren eigenen Bedarf,
aber unterhalb der Ausbildungsquote ausbilden.
Umgekehrt werden Betriebe belohnt, die zwar über
der Ausbildungsquote ausbilden, aber unterhalb
ihres eigenen Bedarfs.

Auch die Festlegung der Betriebe, die überhaupt in
das Umlageverfahren einbezogen werden sollen,
gestaltet sich schwierig. Einerseits wäre es unge-
recht, Betriebe ohne Ausbildungsberechtigung an
einer Umlage zu beteiligen. Denn insbesondere für
das Fehlen von sachlichen Voraussetzungen für
eine betriebliche Ausbildung kann es gute Gründe
geben. Macht man andererseits die Zahlung einer
Ausbildungsplatzabgabe an der Ausbildungsbe-
rechtigung fest, so könnte dies zu strategischem

Verhalten der Betriebe führen. Der Anreiz auszubil-
den sinkt.

Schließlich ergibt sich ein weiterer Zielkonflikt bei
der Festlegung der Ausbildungsquote. Differenziert
man nach Branchen, so könnte man strukturelle
Entwicklungen einbeziehen und darauf hinwirken,
dass insbesondere die „Zukunftsbranchen“ ange-
messen berücksichtigt werden. Vermutlich würden
derzeit in diesen Branchen geringere Ausbildungs-
quoten festgeschrieben werden. Damit würde
jedoch nur ein schwacher Anreiz geschaffen, auf
eine Anpassung der Ausbildungsinhalte und -ver-
läufe hinzuarbeiten und somit mittelfristig mehr
Ausbildung im dualen System anzubieten.

Eine vollständige Betrachtung muss die Verwen-
dung der Abgabe mit berücksichtigen. Die Abgabe
könnte zur Finanzierung weiterer betrieblicher oder
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze herangezo-
gen werden. Für die Erhebung und Verteilung fallen
jedoch weitere Kosten an. Es lässt sich leicht
schlussfolgern, dass diese Ausbildungsplätze sehr
viel teurer als reguläre Ausbildungsplätze wären.

Die Folgen ließen sich etwas abmildern, indem die
Abgabe nicht zur Finanzierung vollständiger Aus-
bildungsgänge, sondern lediglich zur Erleichterung
des Einstieges in das Erwerbsleben verwendet
würde. Denkbar wären Praktika, bei dem bestimm-
te Betriebe erfolglose Ausbildungsplatzsuchende
für einen begrenzten Zeitraum beschäftigen dür-
fen. Dies könnten zum Beispiel die Betriebe sein,
die die Ausbildungsquote bereits erfüllen. Aller-
dings ist anzunehmen, dass die nicht gewollten
Folgen auf der Finanzierungsseite mögliche positi-
ve Effekte kompensieren. Solche Praktika könnten
aber auch anders finanziert werden, zum Beispiel
über befristete Eingliederungszuschüsse, die an
die Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungsverhält-
nisse gekoppelt sind.

Insgesamt bedeutet dies, dass eine Ausbildungs-
platzabgabe sich mittel- und langfristig wegen viel-
fältiger konstruktionsbedingter Mängel nicht dazu
eignet, die Krise am Ausbildungsmarkt zu bewälti-
gen. Kurzfristig bestehen zumindest Zweifel, ob
die beabsichtigten Wirkungen erzielt werden kön-
nen.

Lösungen auf der Ertragsseite

Wie gezeigt, liegen viele Gründe für eine betriebli-
che Entscheidung gegen eigene Ausbildungsan-
strengungen ohnehin nicht auf der Kosten- son-
dern auf der Ertragsseite. Folglich könnte es auch
vielversprechender sein, Lösungsansätze für die
Ausbildungskrise auf der Ertragsseite zu suchen.
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Weil für viele Betriebe aus wirtschaftlichen Grün-
den die Unsicherheit über die zukünftigen Erträge
von Ausbildung hoch ist, dürfte auch eine generel-
le Reduktion dieser Unsicherheit die Ausbildungs-
bereitschaft insgesamt erhöhen. Dies gelingt aber
vorwiegend durch eine Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage. Wirtschaftspolitische Maßnah-
men, die dies erreichten, könnten demnach auch
positive Auswirkungen auf die Situation am Ausbil-
dungsstellenmarkt haben. Ebenso dürften auch
Reformen am Arbeitsmarkt wie auch eine allge-
meine Senkung der Abgabenbelastung des Fak-
tors Arbeit, die zu mehr Beschäftigung führen,
positive Auswirkungen auf die Zahl der angebote-
nen Ausbildungsplätze haben.

Schließlich ließen sich die Erträge der betrieblichen
Ausbildung auch dadurch erhöhen, dass die Aus-
bildung noch stärker am betrieblichen Bedarf
orientiert würde. Hierzu wäre eine Reform der Aus-
bildungsinhalte ebenso denkbar wie die Schaffung
neuer Berufsbilder, insbesondere in den Dienstleis-
tungs- und IT-Berufen. Eine stärkere Modularisie-
rung der Ausbildung würde es z.B. ermöglichen,
dass die einzelnen Bausteine nach den Vorkennt-
nissen der Bewerber zusammengestellt werden
könnten. Dies würde die Flexibilität erheblich erhö-
hen. Es bedeutete allerdings einen erheblichen
Eingriff in das duale System der Ausbildung in
Deutschland und sollte deshalb im Hinblick auf die
mit dem dualen System gewünschten und reali-
sierten Wirkungen geprüft werden.

Die Gründe für die Ausbildungsmarktkrise sind
vielschichtig. Unternehmen bilden deshalb nicht
aus, weil die Kosten zu hoch oder die erwarteten
Erträge zu niedrig sind. Einfache Patentrezepte
existieren deshalb nicht.

Kurzfristig wirkende Maßnahmen sind notwendig,
um für die hohe Zahl der derzeit erfolglosen Aus-
bildungsplatzbewerber die gravierenden Folgen
eines Fehlstarts in die Arbeitswelt zu vermeiden.
Ob dies eine Ausbildungsplatzabgabe leisten
kann, ist mehr als fraglich.

Langfristig lässt sich die vorwiegend durch den
Strukturwandel bedingte Krise am Ausbildungs-
markt aber nur beheben, indem das duale System
grundlegend reformiert wird. Dabei ist an die
Modernisierung der Ausbildungsinhalte ebenso zu
denken wie an eine mögliche Flexibilisierung der

Struktur der Ausbildung etwa in Form der Modula-
risierung. Dabei sind auch die unterschiedlichen
Qualifikationsvoraussetzungen der Bewerber stär-
ker als bislang zu berücksichtigen. Diese Lösungs-
ansätze können aber letztlich nur dann erfolgreich
sein, wenn sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt
insgesamt verbessert.
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